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leichtern und damit zugleich den Rahmen der 
Handlungsmöglichkeiten erkennen lassen.

Die Ursachen für Wanderungsbewegungen 
sind bekanntlich sehr heterogen. In vielen Län-
dern in mehr oder weniger unmittelbarer 
Nachbarschaft Europas herrschen katastropha-
le Zustände, in dem von einem blutigen Bür-
gerkrieg verwüsteten Syrien, in Afghanistan, in 
Libyen, im Irak, in Eritrea und anderen Gebie-
ten Afrikas. Viele Menschen suchen verständ
licherweise, diesen Zuständen zu entfliehen, 
und riskieren sogar ihr Leben, um über das 
Mittelmeer nach Europa zu gelangen.

Nur eine sehr geringe Zahl der Migranten 
hat nach Art. 16 a GG Anspruch auf Asyl, das 
nur zum Schutz vor politischer Verfolgung im 
Heimatland gewährt wird. Jedoch erhalten im-
merhin nahezu ein Drittel der Asylbewerber 
einen Schutzstatus unter Befolgung der Genfer 
Flüchtlingskonvention nach den Vorschriften 
des unter der rot-grünen Bundesregierung mo-
dernisierten Aufenthaltsrechts.

Die Voraussage von Hans-Werner Sinn hat sich 
bewahrheitet. Nach jüngsten Prognosen steigt 
im Jahr 2015 die Zahl der Asylbewerber auf 
über 800 000. Auch die Warnung von Hans-
Werner Sinn, dass die Ausgestaltung unserer 
Sozialsysteme einen starken Anreiz für Ar-
mutsflüchtlinge bildet, nach Deutschland zu 
kommen, hat sich als berechtigt erwiesen. 
Die Ausgabenbelastungen für Kommunen und 
Länder durch Zuzug von Asylbewerbern wer-
den inzwischen auf 10 Mrd. Euro geschätzt. 
»Angesichts dieser Verhältnisse sollte nun end-
lich eine ideologiefreie und nicht vom Streben 
nach politischer Korrektheit getriebene De
batte über die Migrationspolitik beginnen«, 
fordert Hans-Werner Sinn. Diese Forderung 
ist aktueller denn je. Hans-Werner Sinn ver-
steht sich als Ökonom, der Sachverhalte wis-
senschaftlich analysiert, aber nicht für die eine 
oder andere politische Position agitiert. Für die 
Politik sind seine Einschätzungen aber hilf-
reich, weil sie die Beurteilung der Probleme er-
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Inzwischen hat sich aber das Asylverfahren 
de facto zu einem Einwanderungsverfahren 
entwickelt. Das Asylverfahren in seiner aktuel-
len Praxis ist daher ein zusätzlicher Anreiz für 
Armutswanderung, in erhöhtem Maße aus den 
Balkanländern. Dieser Anreiz wird noch ver-
stärkt, wenn neuerdings gefordert wird, Asyl-
bewerber in die deutsche Gesellschaft zu in
tegrieren. Die Integration eines Asylbewerbers 
kann jedoch erst mit einer positiven Asylent-
scheidung beginnen, sonst wird die Asylprü-
fung eigentlich überflüssig, weil sich allein im 
Lauf des langen Asylverfahrens der Aufent-
haltsstatus des Asylbewerbers so verfestigt, dass 
eine spätere Beendigung seines Aufenthaltes 
nicht mehr möglich und in vielen Fällen auch 
nicht vertretbar ist.

Diese Misere ist freilich nicht zuletzt auch da-
rauf zurückzuführen, dass das deutsche Aufent-
haltsrecht noch zu starr und unflexibel ist. Die 
Hürden, sich in Deutschland um ein Aufent-
haltsrecht und einen Arbeits- oder Ausbildungs-
platz zu bemühen, sind viel zu hoch, und die 
Möglichkeiten, die den Behörden erlauben, zu 
situationsgerechten flexiblen Entscheidungen zu 
gelangen, sind zu begrenzt. Es sollte beispiels
weise zulässig sein, dass die Behörden Bürger-
kriegsflüchtlingen, die nicht selten über beacht
liche fachliche Qualifikationen verfügen, ohne 
langwierige Prüfungen einen gesicherten Auf-
enthaltsstatus als »Einwanderer« gewähren. Das 
ist in unserem ökonomischen Interesse, aber 
entspricht auch humanitären Grundsätzen. Wir 
müssen sowieso von einer passiven zu einer ak
tiven Migrations- und Flüchtlingspolitik gelan-
gen. Die Einführung eines Punktesystems nach 
kanadischem Vorbild, das die Einwanderung 
qualifizierter Menschen erleichtert, sollte wieder 
auf die politische Tagesordnung gesetzt werden. 
Wir brauchen ohnehin ein »Zwei-Türen-Sys-
tem«, das es erlaubt, von einem Asylantrag zu 
einem »Einwanderungs«-Antrag überzugehen.

Das Migrationsthema hat inzwischen Di-
mensionen angenommen, die es außerdem 
dringend geboten erscheinen lassen, die Zu-
ständigkeiten neu zu ordnen. Die Schaffung 
eines eigenständigen Ministeriums auf Bun-
desebene, die Kostenentlastung der Kommu-
nen und die Erweiterung der Möglichkeiten 
privater Initiativen könnten dazu beitragen, 
dass situationsangepasster agiert werden kann 
und die Lage sich etwas entspannt.

Mit einer ideologisch aufgeladenen Debatte 
ist jedenfalls niemandem geholfen. Ob Mig
ration Bereicherung oder Belastung ist, ent-
scheidet sich im Einzelfall. Nicht selten ist 
Migration beides, Bereicherung und Belastung 
zugleich. Historisch war Deutschland stets 
Einwanderungsland in unterschiedlichen Grö-
ßenordnungen und wird es auch in Zukunft 
sein. Wir können froh sein, dass die deutsche 
Gesellschaft nach Umfragen die Aufnahme 
von Flüchtlingen positiv bewertet. Damit das 
so bleibt, sollten wir aber da Grenzen für Ein-
wanderung setzen, wo es geboten erscheint, 
beispielsweise bei der Einwanderung aus den 
Balkanstaaten. Viel wird schließlich davon ab-
hängen, ob wir uns in der Europäischen Union 
auf eine vernünftige und solidarische Zusam-
menarbeit in Flüchtlings- und Einwanderungs-
fragen einigen können. Auch insoweit wird es 
darauf ankommen, eine agierende und nicht 
nur reagierende Politik entwickeln. Es ist rich-
tig, Flüchtlinge aus Seenot zu retten. Richtiger 
wäre es, EU-Einrichtungen in Nordafrika zu 
schaffen, die es den Flüchtlingen gestatten, die 
Einreise in ein europäisches Land zu beantra-
gen, ohne dass sie sich zuvor auf einem Schleu-
serboot in Lebensgefahr bringen. Sicherlich 
würden solche Einrichtungen die Probleme 
nicht vollständig lösen, aber vermutlich we-
nigstens mildern.




